Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 1785 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. Oktober 1955 

6 — 45003 — 2509/55 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes betreffend das deutsch- 
isländische Protokoll vom 19. Dezember 1950 
über den Schutz von Urheberrechten und 
gewerblichen Schutzrechten 

nebst Begründung und Abdruck des Protokolls mit der Bitte, die 
Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Wirtschaft und 
des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 147. Sitzung am 7. Oktober 1955 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
RhRinallee 20 Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

betreffend das deutsch-isländische Protokoll vom 19. Dezember 1950 
über den Schutz von Urheberrechten und gewerblichen Schutzrechten 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

(1) Dem in Frankfurt am Main am 19. De- 
zember 1950 Unterzeichneten Protokoll über 
Verhandlungen zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
rung der Republik Island betreffend den 
Schutz von Urheberrechten und gewerblichen 
Schutzrechten wird zugestimmt. 

(2) Das Protokoll wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Das Protokoll tritt rückwirkend am 
19. Dezember 1950 in Kraft. 
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Protokoll 


über Verhandlungen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Republik Island betreffend 
den Schutz von Urheberrechten und gewerblichen Schutzrechten 


Zwischen der Regierung der Bundesrepublik 

Deutschland und der Regierung der Republik 

Island ist folgendes vereinbart worden: 

1. Jeder der Vertragschließenden Teile ge- 
währt den Angehörigen des anderen Teiles 
in bezug auf Erwerb; Besitz und Erneu- 
erung von gewerblichen Schutzrechten (Er- 
findungspatente, Gebrauchsmuster, Muster 
und Modelle, Warenzeichen), Verlagsrechten 
und Urheberrechten an Werken der Lite- 
ratur und Tonkunst Inländerbehandlung, 
ohne Unterschied, ob solche Rechte vor 
oder nach dem 8. Mai 1945 geschützt, an- 
gemeldet oder benutzt worden sind. 

2. Jeder der Vertragschließenden Teile erklärt 
sich bereit, auf Antrag die in Ziffer 1 ge- 
nannten Rechte von Angehörigen des an- 
deren Teiles, die infolge von Kriegsaus- 
wirkungen beeinträchtigt worden sind, 
wiederherzustellen. 

3. Dieses Protokoll findet Anwendung auf die 
Sektoren von Groß-Berlin, welche durch 
die Vereinigten Staaten von Amerika, 
Großbritannien und Frankreich besetzt 
sind. 


4. Dieses Protokoll tritt am Tage des Inkraft- 
tretens des zwischen den Regierungen 
beider Länder abgeschlossenen Vorläufigen 
Handels- und Schiffahrtsvertrages, der am 
16. Oktober 1950 paraphiert worden ist, 
in Kraft. 


Geschehen zu Frankfurt a. M. in doppelter 
Ausfertigung am 19. Dezember 1950 


Für die Regierung 
der Bundesrepublik 
Deutschland 
gezeichnet: 

Dr. von Maltzan 

Für die Regierung 
der Republik Island 
gezeichnet: 

V i 1 j. F i n s e n 


3 



Begründung 


L 

Allgemeines 

In dem Protokoll werden die Rechtsbeziehun- 
gen zwischen der Bundesrepublik und Island 
auf dem Gebiete des gewerblichen Rechts- 
schutzes sowie des Urheberrechtes an Wer- 
ken der Literatur und Tonkunst geregelt. Es 
war ursprünglich beabsichtigt, diese Frage 
durch eine entsprechende Bestimmung in 
dem am 19. Dezember 1950 Unterzeichneten 
Vorläufigen Handels- und Schiffahrtsvertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Island zu regeln. Dies 
wurde jedoch in einem Schreiben des Gene- 
ralsekretärs der Alliierten Hohen Kommis- 
sion vom 11. Oktober 1950 an das Bundes- 
kanzleramt beanstandet. Daraufhin wurde 
die Regelung in einem besonderen Protokoll 
getroffen. 


II. 

Die einzelnen Bestimmungen 
des Protokolls 

Nummer 1 enthält die Gewährung der In- 
länderbehandlung auf dem Gebiete des ge- 
werblichen Rechtsschutzes sowie des Urheber- 
rechtes an Werken der Literatur und Ton- 
kunst. Im Hinblick darauf, daß diese Schutz- 
rechte in der Mehrzahl der ausländischen 
Staaten im Rahmen der Kriegs- oder Nach- 
kriegsgesetzgebung gegen das deutsche Ver- 
mögen beeinträchtigt worden sind, ist es von 
besonderer Bedeutung, daß sich der Rechts- 
schutz sowohl auf die nach dem 8. Mai 1945 
begründeten neuen Rechte als auch auf die 
vor diesem Tag zur Entstehung gelangten 
Altrechte Deutscher in Island erstreckt. Da- 
mit ist klargestellt, daß eine Beeinträchtigung 
der deutschen Altschutzrechte in Island nicht 
stattgefunden hat und daß Island für den 
Fall, daß solche wider Erwarten bestehen 


sollten, verpflichtet ist, sie aufzuheben bzw. 
nicht anzuwenden. 

Zu Nummer 2. Eine Beeinträchtigung der 
deutschen Schutzrechte im Ausland kann 
nicht nur durch eine besondere Kriegsgesetz- 
gebung im Ausland erfolgen. Sie kann sich 
auch als Folge allgemeiner Kriegsauswirkung 
aus der tatsächlichen Behinderung der deut- 
schen Rechtsinhaber in der Wahrnehmung 
ihrer Rechte ergeben. Warenzeichen z. B., 
deren normale Schutzdauer während des 
Krieges oder vor der Normalisierung der 
deutschen staatlichen Beziehungen nach dem 
Kriege ablief, konnten nicht erneuert wer- 
den, weil hierzu besondere Anträge gestellt 
und Gebühren überwiesen werden mußten. 
Infolgedessen verfielen diese Warenzeichen. 
Derartige Rechtsverluste konnten sowohl 
zum Nachteil deutscher Schutzrechte in Island 
als auch isländischer Schutzrechte in der Bun- 
desrepublik eintreten. Daher verpflichten 
sich beide Vertragschließende Teile, die be- 
einträchtigten Rechte des anderen Teils wie- 
derherzustellen. 

Zu Nummer 3. Die Berlin-Klausel entspricht 
nicht der heute üblichen Formulierung. Es 
ist jedoch unzweckmäßig, jetzt noch an Island 
wegen einer Änderung des Wortlautes heran- 
zutreten, um klarzustellen, daß das Proto- 
koll im Lande Berlin erst gilt, wenn es auch 
in Berlin zum Gesetz erhoben ist. 

Zu Nummer 4, Das Protokoll ist im Rah- 
men der Verhandlungen über den zwischen 
beiden Ländern abgeschlossenen Vorläufigen 
Handels- und Schiffahrtsvertrag, der am 
16. Oktober 1950 paraphiert und am 19. De- 
zember 1950 unterzeichnet wurde, verein- 
bart worden. Aus diesem Grunde ist z. Z. in 
Nummer 4 des Protokolls bestimmt worden, 
daß dieses am Tage des Inkrafttretens des 
Vorläufigen Handels- und Schiff ahrtsvertra- 
ges in Kraft treten solle. Dieser Vertrag, dem 
der Bundestag mit Gesetz vom 30. Juli 1951 
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(BGBl. II S. 153) zugestimmt hat, ist nach 
seinem Art. 4 mit seiner Unterzeichnung, 
d. h. am 19. Dezember 1950 in Kraft getre- 
ten. 


in. 

Begründung zum Zustimmungsgesetz 
Zu Art, 1 

Das Protokoll ist s. Z. nicht gleichzeitig mit 
dem am 19. Dezember 1950 Unterzeichneten 
Vorläufigen Handels- und Schiffahrtsvertrag 
dem Bundestag zur Zustimmung vorgelegt 
worden. Dies soll nunmehr nachgeholt wer- 
den, da es sich bei dem Protokoll um einen 
Vertrag handelt, der sich auf Gegenstände 


der Bundesgesetzgebung (Art. 59 Abs. 2 GG) 
bezieht. 

Zu Art. 2 

Es ist erwünscht, daß das Protokoll auch im 
Lande Berlin gilt. 

Zu Art. 3 
Abs. 1 

Abs. 1 entspricht dem Erfordernis des Art. 82 
Abs. 2 GG. 

Abs. 2 

Das Protokoll ist bereits völkerrechtlich am 
19. Dezember 1950 in Kraft getreten. 
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